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Aeber die Frage der Berufsbildung für den politiſchen 
Berwaltungsdienſt in HGeſterreich. 
Von Dr. v. Engelshofen. 
(Fortſetzung.) 


Wenn wir den Bildungsgang des jungen Mannes von ſeinem 
Eintritte in das Gymnaſium bis zur praktiſchen Staatsprüfung ver- 
folgen, ſo finden wir, daß ſich derſelbe nur in den beiden erſten 
Stadien, Gymnaſium und Univerfität, im Geleiſe eines ſyſtematiſchen 
Unterrichtes bewegt. Wir finden, daß in dieſen beiden Stadien für 
den geordneten Aufbau der Berufsbildung die Schule Sorge trägt. — 
Die allgemeine und die fachlich-theoretiſche Bildung gleichen den Stock— 
werken eines Gebäudes, welches ſich nach einem wohl durchdachten Plane 
unter der kunſtgewandten Hand des Baumeiſters zu einem harmoniſchen 
Ganzen zuſammenfügt. Was ſich jedoch über dem Stockwerke der 
theoretiſchen Bildung erhebt, iſt kein Bau mehr zu nennen, es iſt ein 
wüſtes Durcheinander reichen, vielgeſtaltigſten Materials, deſſen 
Schlichtung ſich ſelbſt überlaſſen bleibt. Und doch hätte gerade dieſer 
e des Gebäudes die Beſtimmung, den Abſchluß, die Krone des 
Ganzen zu bilden, ihm den Charakter der Einheitlichkeit und Voll— 
ſtändigkeit zu verleihen. 
von Mit den theoretiſchen Staatsprüfungen bricht im Bildungsgange 
bas Syſtem planmäßiger Ausbildung plötzlich ab. Von hier 
bis zur praktiſchen Prüfung gähnt uns eine klaffende Lücke, ein Nichts 
entgegen, denn Niemand wird behaupten wollen, daß die Unterweiſung 
in den rein manipulativen Handgriffen, beſtenfalls in den Formen 
der Geſchäftsbehandlung, die der angehende Beamte von ſeinem In⸗ 
ſtructor empfängt, daß das Ausfüllen von Blanquetten, die maſchinen⸗ 
mäßige Erledigung kleiner Polizeiſtrafſachen und Militärtaxrecurſe, die 
unzufammenhängenden Auskünfte von Collegen und Vorgeſetzten, 
endlich das haſtige ungeordnete Einpauken des Prüfungsſtoffes, über- 


haupt Bildungsmittel, geſchweige denn Bildungsmittel ſeien, die 
geeignet wären, in einem Jahre zu vollenden, wozu große Schulen, 
wie Gymnaſium und Univerſität in zwölf Jahren die Vorarbeit ges 
liefert haben. 

Es iſt ſchwer zu begreifen, weshalb man das Syſtem plan— 
mäßiger Ausbildung einzig und allein bezüglich der Erwerbung 
praktiſchen Berufswiſſens nicht für nothwendig gehalten hat, und, wie 
es ſcheint, noch immer nicht für nothwendig hält. Erfordert doch bei 
dem heutigen Stande der Geſetzgebung die raſche, zielbewußte, der 
Form und der Sache nach richtige, zweckmäßige Behandlung der 
Geſchäfte eine große Summe von Kenntniſſen, welche das Univerſitäts— 
ſtudium, wenn dasſelbe ſeines ſtreng akademiſchen Charakters nicht 
entkleidet werden ſoll, unmöglich zu bieten vermag, und welche weder 
durch das, lediglich zum Zweck der Prüfung betriebene, mechaniſche 
und daher ganz werthloſe Selbſtſtudium, noch im Wege der Praxis 
— in ihrer gegenwärtigen unzulänglichen Organiſation — erlangt 
werden konnen. Iſt es doch Pflicht des Staates, dafür Sorge zu 
tragen, daß jeder Beamte das zu einer gedeihlichen Löſung der 
Berufsaufgaben erforderliche Mindeſtmaß an Kenntniſſen beſitze, wenn 
die Verwaltung nicht zum Hemmſchuh für eine geſunde Entfaltung 
der Volkskräfte werden ſoll. Es wäre hoch an der Zeit, wenn man 
ſich in Oeſterreich zur Einführung ähnlicher Einrichtungen aufraffte, 
wie ſie in Preußen bereits ſeit 20 Jahren beſtehen. Den in dieſem 
Sinne vorgebrachten Reformvorſchlägen haben wir an dieſer Stelle 
Nichts beizufügen. Dieſe Vorſchläge ſind vom praktiſchen Standpunkte 
ſchon deshalb beherzigenswerth, weil ſie bewährte Vorbilder auf ihrer 
Seite haben, und weil die Verwirklichung radicaler Reformprojecte 
bei der dermaligen Lage der Dinge in Oeſterreich kaum im Bereiche 
der Möglichkeit liegt. In der Entwicklung unſeres Berufsbildungs⸗ 
weſens iſt die Verlängerung und gründliche Ausgeſtaltung der Vor⸗ 
bereitungspraxis gewiſſermaßen die erſte Etappe. Ihre Erreichung 
allein wäre ein großer Segen für die Verwaltung. 

Nur ihrer ſelbſt willen ſei jedoch hier die Frage erörtert, 
ob es nicht noch etwas Beſſeres gibt, etwas, wodurch der Zweck der 
Ausbildung der politiſchen Verwaltungsbeamten für die Praxis ein— 
facher, ſicherer und vollkommener erreicht werden könnte, als durch 
den Vorbereitungsdienſt. Es muß uns zugegeben werden, daß die In— 
ſtitution des Vorbereitungsdienſtes nur dann einen wirklichen Erfolg 
verſpricht, wenn die Ausbildung des Candidaten als ihr ausſchließ— 
licher Zweck hingeſtellt wird, wenn es daher den betreffenden Amts⸗ 
vorſtänden zur Pflicht gemacht würde, die ihnen zugewieſenen Aſpi— 
ranten nicht als Arbeitskräfte, ſondern nur als Schüler zu behandeln, 
welche fie methodiſch, nach einem zweckmäßigen Plane in der Behand— 
lung der Geſchäfte ihrer Reſſorts zu unterrichten hätten. In dieſem 
Falle wäre jedoch der Vorbereitungsdienſt kein — „Dienſt“ mehr. 
Hier zeigt es ſich, daß in dem Begriffe „Vorbereitungsdienſt“ ſtrenge 
genommen ein innerer Widerſpruch ſteckt: der Widerſpruch, daß die 
Vorbereitung, welche, wie ſchon ihr Ausdruck beſagt, der Zeit nach 
ihrem eigentlichen Zwecke vorangehen ſoll, in Wirklichkeit mit dem— 


jelben zuſammenfällt; der Widerſpruch, daß man diene, um zu lernen, 
und daß man lerne, um dienen zu können. Der Candidat des Vor— 
bereitungsdienſtes ſoll Schüler und Beamter in einer Perſon ſein, er 
ſoll zugleich auf der Schulbank und am Prätorſtuhl des Amtes ſitzen. 
Es ſind ihm Geſchäfte übertragen, deren ſachgemäße richtige Behand— 
lung Schulung erfordert, und dieſe Schulung ſoll er ſich durch die 
Behandlung dieſer Geſchäfte erwerben. — Entweder kann man ſeinen 
Dienſt verſehen, dann bedarf es keiner Vorbereitung, oder man kann 
ihn nicht verſehen, dann muß man für ihn vorbereitet, d. i. geſchult 
werden, bevor man mit ihm beginnt. 

Wenn wir die in der Vorbereitungspraxis gelegenen Elemente 
„Dienſt“ und „Schule“ hinſichtlich ihres wechſelſeitigen Verhältniſſes 
genau ins Auge faſſen, ſo finden wir, daß das dienſtliche Element 
in einer ausſchließlich vom Unterrichtszwecke beherrſchten Vorbereitungs— 
praxis auf ein äußerſt geringes Maß herabgedrückt iſt. Gleichwohl 
reicht es vollkommen hin, die Erreichung des Unterrichtszweckes überall 
zu ſtören, ja in Frage zu ſtellen. In Folge dieſes dienſtlichen Ele⸗ 
mentes iſt die Belehrung, welche die Vorbereitungspraxis ſelbſt in 
ihrer beiten Organiſation bietet, vor Allem unſyſtematiſch, weil 
fie als eine bloß fallweiſe, den Zufälligkeiten des Einlaufes unter- 
worfene, des inneren geordneten Zuſammenhanges entbehrt, ſie iſt 
ferner eine unvollſtändige, weil der angehende Beamte ſelbſt bei 
vielſeitiger Verwendung nur einen verhältnißmäßig kleinen Bruchtheil 
der Verwaltungsgeſchäfte kennen lernt, ſie iſt eine ungleichmäßige, 
weil bei dem Mangel einer gemeinſchaftlichen Ausbildung und hiedurch 
gewonnener einheitlicher Geſichtspunkte jeder Chef eine andere Me⸗ 
thode in der Behandlung der Geſchäfte für gut und zweckmäßig be— 
findet, ſie ſchließt die eminente Gefahr der Perennirung allerhand in 
die Praxis einer Behörde eingeſchlichener Mißbräuche und Einſeitig— 
keiten in ſich, und ſie iſt endlich von den Fähigkeiten und der phy— 
ſiſchen Zeit der betreffenden Amtsvorſtände, von dem Geſchäftsſtande 
der Behörde und anderen Zufälligkeiten abhängig. Wir haben hiebei 
immer den Idealzuſtand der gänzlichen Unterordnung des dienſtlichen 
Zweckes unter den Schulzweck vor Augen gehabt. In Wirklichkeit 
wird ſich das Verhältniß zwiſchen beiden zumeiſt anders geſtalten. 
„Dienſt“ und „Schule“ im Begriffe „Vorbereitungspraxis“ mit einan⸗ 
der vereinigt, erinnern an den eiſernen und irdenen Topf, beide in 
demſelben Sack. Wem das Schickſal des irdenen Topfes beſchieden 
iſt, iſt nicht ſchwer zu errathen. Dienſt und Schule ſind zwei durch— 
aus unverträgliche Elemente, die ſich, zwangsweiſe mit einander ver⸗ 
einigt, immer wechſelſeitig ſtören werden, zwiſchen denen bloß eine 
äußerliche Vereinigung, niemals aber die Verſchmelzung zu einem 
Ganzen möglich ſein wird. Die Schule kann ſich dem Dienſte, 
und dieſer wird ſich der Schule nicht unterordnen. Aus dieſem Dilemma 
gibt es nur einen Ausweg: die Trennung. Man ſcheide aus der Vor— 
bereitungspraxis Dasjenige aus, was Dienſt genannt wird, und ver⸗ 
einige und kryſtalliſire das Inſtructive und Belehrende derſelben zu 
einer ausſchließlich auf ihrem Zwecke beruhenden, nach demſelben ein⸗ 
gerichteten Schule. Keine Beamten — ſondern Schüler — keine 
Vorgeſetzten — ſondern Lehrer, kein Dienſt — ſondern Schule. 

Wir würden auf dieſem Wege zur Forderung eines eigenen 
praktiſchen Vorbereitungscurſus für Aſpiranten des Ver⸗ 
waltungsdienſtes gelangen.! Da grundſätzlich der junge Mann dem 
Dienſte erſt dann übergeben werden ſoll, wenn er denſelben auch wirk⸗ 
lich zu verſehen im Stande iſt, hätte ſich dieſer Curs unmittelbar an 
das Univerſitätsſtudium anzuſchließen. Auſgabe dieſes Curſes wäre 
die praktiſche Schulung der Candidaten für den Dienſt. Zu dieſem 
Behufe wäre der geſammte Stoff des Verwaltungsdienſtes anknüpfend 
an die theoretiſchen Grundlagen in ſyſtematiſcher Weiſe und unter 
Hervorhebung der leitenden Geſichtspunkte vorzutragen und an der 
Hand praktiſcher Fälle zu erläutern. Durch eingeſtreute Beiſpiele aus 
dem Leben wäre der Vortrag anregend und belebend zu geftalten. 
Anſchließend an dieſe Vorträge hätte die ſchriftliche Bearbeitung von 
Geſchäften der betreffenden Materien und die Beſprechung der ab— 
gelieferten Arbeiten durch den Lehrer ſtattzufinden. Hiezu hätten nament⸗ 
lich auch Uebungen im Reden und Vortragen zu treten. Die 
Lehrkräfte wären dem Stande der Verwaltungsbeamten zu entnehmen. 


1 Etwas Aehnliches proponirt Dr. Burckhard in ſeinen Studien „Zur 
Reform der juridiſchen Studien“, Seite 86, für den Gerichtsdienſt. 
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In jedem Lande würden ſich Männer finden, welche mit hinreichender 
theoretiſcher Bildung eine reiche praktiſche Erfahrung verbinden und 
genug Liebe zu ihrem Berufe beſitzen, um demſelben durch Uebernahme 
des Lehramtes einen tüchtigen Nachwuchs zu ſichern. Die Lehrcurſe 
wären am Sitze der politiſchen Landesſtellen hei kleineren Kron⸗ 
ländern für mehrere zuſammen — zu errichten. Die Dauer des Curſes 
hätte ein Jahr zu betragen. Die Prüfung wäre erſt nach einer min— 
deſtens zweijährigen, zur Hälfte bei der zweiten Inſtanz, zur anderen 
Hälfte bei der Bezirkshauptmannſchaft zurückzulegenden Dienſtzeit und 
nur auf Grund günſtiger Verwendungszeugniſſe, die von den be— 
treffenden Amtsvorſtänden auszuſtellen wären, abzulegen. Dieſe Prüfung 
hätte eine ausſchließlich praktiſche zu ſein. 

In einer Inſtitution, welche ſich, wie der ſoeben in feinen 
Hauptumriſſen ſkizzirte Vorbereitungscurs, ausſchließlich auf die Auf— 
gabe beſchränken würde, die in den Dienſt Eintretenden planmäßig 
und methodiſch in denſelben einzuführen, könnte ſich die Fürſorge des 
Staates für die Berufsbildung ſeiner Beamten nicht erſchöpfen. Mit 
einer gründlichen praktiſchen Schulung wäre jehr viel, aber noch lange 
nicht Alles erreicht. Die Art und das Maß des Wiſſens und Könnens, 
welches unbedingt erforderlich ift, um ein brauchbarer Bezirkscommiſſär 
zu ſein, iſt gewiß unzureichend, wenn es ſich darum handelt, gewiſſe 
höhere Stellungen in der Verwaltung, z. B. den Poſten 
eines Referenten bei der Statthalterei oder im Miniſterium nicht bloß 
zu bekleiden, ſondern auch auszufüllen. Es iſt nun allerdings richtig, 
das die Qualification für dieſe höheren Stellungen im Verwaltungs— 
dienſte vor Allem durch gewiſſe geiſtige Fähigkeiten, alſo durch Momente 
bedingt iſt, welches das eingehendſte Studium weder zu erſetzen, noch 
zu verſchaffen vermag. Es iſt jedoch ebenſo gewiß, daß derartige An— 
lagen der Entwicklung und Entfaltung nicht nur fähig, ſondern in 
den meiſten Fällen ihrer geradezu bedürftig ſind, daß ſelbſt ein talentirter 
Menſch in der Regel erſt auf dem Wege eines ernſten, ſtreng methodi— 
ſchen Studiums in die Bahnen ſegensreicher Thätigkeit gelenkt, zur 
vollſtändigen Beherrſchung ſeiner Aufgaben geführt wird. Man kann 
ſich zur Widerlegung deſſen nicht auf Jene berufen, die es lediglich 
ihrem bevorzugten Geiſte zu danken hatten, wenn ſie hohe Stellungen 
in der Verwaltung errangen und Vortreffliches in denſelben leiſteten. 
Denn ganz abgeſehen davon, daß es ſich hiebei ſtets um ganz ſeltene 
Ausnahmen handelt, iſt auch hinſichtlich ſolcher Männer die Frage 
berechtigt, ob ſie nicht mit jenen höheren Studien noch viel Beſſeres 
und Gediegeneres hätten leiſten können. Ein wenn auch gut ver⸗ 
anlagter, aber führerloſer, ſich ſelbſt überlaſſener Geiſt iſt allzu leicht 
geneigt, auf Abwege zu gerathen, ſich in Irrthümer zu verſtricken, die 
oft ſchädlicher werden können, als die rein mechaniſche, im alten aus⸗ 
gefahrenen Geleiſe herkömmlicher Auffaſſung ſich bewegende Thätigkeit 
des Unbegabten. Ein ernſtes Studium ſchützt vor dieſer Gefahr, es 
bringt die Gaben des Talents zu voller Entfaltung, es gibt dem vor⸗ 
würtsſtrebenden Geiſte Ziel und Richtung und erhebt ihn auf die ganze 
Höhe ſeines Könnens. In den Reihen der jungen Männer, welche 
alljährlich in den Dienſt der Verwaltung treten, iſt mancher, der mit 
wirklichem Intereſſe für den gewählten Beruf die Befähigung zu hohen 
geiſtigen Arbeiten, ja ſelbſt Talent verbindet. Dieſer Thatſache gegen- 
über ſteht der Mangel jedweder Einrichtung, die dem Bildungsbedürfniſſe 
ſolcher Beamten Rechnung trüge, ſie in den Stand ſetzte, dem Staate 
das Beſte zu leiſten, deſſen ſie fähig ſind. In den geiſtigen Kräften 
ſolcher jungen Männer liegt ein Schatz vergraben, den eine kluge 
Regierung heben müßte, um ihn zur Durchführung ihrer Aufgaben 
zu verwerthen, hier liegt brach ein Feld, das, einmal urbar gemacht, 
dem Staate und der Wiſſenſchaft die herrlichſten Früchte tragen müßte. 
Sehr naheliegende Erwägungen laſſen es als wünſchenswerth erſcheinen, 
nicht für alle Beamten den gleichen Bildungsgang, für alle dienſtlichen 
Anforderungen den gleichen Maßſtab der Befähigung zu ſtatuiren. 
Die Nothwendigkeit einer gewiſſen Differenzirung in der Berufsbildung 
ergibt ſich ſchon aus der Thatſache, daß jene Fähigkeiten, welche die 
weſentlichſte Vorausſetzung für die Erwerbung einer ebenſo tiefen wie 
umfangreichen wiſſenſchaftlichen Bildung ſind, nicht bei allen Beamten 
ohne Unterſchied, ſondern nur bei einem verhältnißmäßig kleinen 
Theile derſelben anzutreffen ſind. Die ſo überaus wünſchenswerthe 
Wiſſenſchaftlichkeit in der Ausbildung wird wohl nur dann erreicht 
werden, wenn man ſie an die richtige Stelle ſetzt, dort aber auch 
vollſtändig zur Geltung kommen läßt. Die richtige Stelle aber wird 


dort zu ſuchen fein, wo die entſprechenden Anlagen vorhanden find. 
Man laſſe daher auch im Bildungsgange der Verwaltungsbeamten 
die für alle Theile befriedigende Trennung des nicht Zuſammen⸗ 
gehörigen eintreten, und ſetze mit einem beſonderen Bildungsgange dort 
ein, wo einerſeits dienſtliche Anforderungen höherer Art, andererſeits 
das Vorhandenſein ſpecifiſcher geiſtiger Anlagen zur Forderung eines 
ſolchen berechtigen. 
(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Unterlaſſung der Bahnorgane, die Neiſenden von dem Anhalten 
des Zuges auf offener Strecke rechtzeitig zu aviſiren und dieſelben 
vor dem Ausſteigen entſprechend zu warnen, involvirt ein Ver⸗ 
ſchulden der Bahnverwaltung an den etwaigen durch dieſe Unter⸗ 
laſſung herbeigeführten körperlichen Verletzungen von Perſonen und 
hat demnach die Bahnverwaltung auch die Folgen dieſer Unterlaſſung 
nach Maßgabe der SS 1325 bis 1327 a. b. G.⸗B. zu vertreten. 

Am 19. December 1892, um 6 Uhr Abends, wurde der in 
der Richtung W. — K. verkehrende Perſonenzug der K. F. N.-Bahn 
vor der Diſtanzſcheibe der Station D. angehalten, um die Ausfahrt 
eines in entgegengeſetzter Richtung fahrenden, verſpäteten Hofſeparat— 
zuges abzuwarten. Nach dem Anhalten des erſterwähnten Zuges 
waren mehrere Reiſende, darunter auch die minderjährige Katharina W., 
in dem Glauben, daß ſie bereits in der Station D. angelangt ſeien, 
auf das Mittelblanquett ausgeſtiegen. 1 

Während die übrigen ausgeſtiegenen Reiſenden bald darauf 
von dem Zugsperſonale zum Wiedereinſteigen veranlaßt worden waren, 
wurde Katharina W., die, auf ihren Irrthum von Niemandem auf- 
merkſam gemacht, nicht wieder eingeſtiegen war, von dem gleich darauf 
heranbrauſenden Hofzuge zur Seite geſchleudert, wobei ſie einen Bruch 
der beiden Vorderarmknochen der rechten Extremität und einen com— 
plicirten mehrfachen Bruch des linken Darmbeines erlitt. s 

Der Vater und geſetzliche Vertreter der Verletzten klagte die ge= 
nannte Bahngeſellſchaft beim k. k. Handelsgerichte in Wien auf Zahlung 
eines Schmerzensgeldes per 12.000 fl., Erfatz der Heilungskoſten 
per 641 fl. 60 kr., des entgangenen und künftig entgehenden Ge— 
winnes per 1 fl. 32 kr., beziehw. 64 kr. täglich und des ſonſtigen 
Schadens per 10.000 fl. 

Von der geklagten Bahngeſellſchaft wurde das Selbſtverſchulden 
der Beſchädigten eingewendet, da dieſelbe aus dem auf offener Strecke 
angehaltenen Zuge ohne ausdrückliche Bewilligung des Zugsperſonals 
ausgeſtiegen war und das Oeffnen der Waggonthür durch das Zugs⸗ 
perſonale nicht abgewartet hatte. 

Deſſen ungeachtet verurtheilte das Handelsgericht in Wien die 
Bahngeſellſchaft zur Zahlung eines Schmerzensgeldes per 8000 fl., 
einer Entſchädigung für die durch die erlittene Verunſtaltung bes 
hinderte Ausſicht auf ſelbſtſtändige Verſorgung per 5000 fl., des 
Verdienſtentganges per 1 fl. 32 kt., bezw. 64 kr. täglich, der Heilungs- 
und Wartungskoſten per 541 fl. 25 kr. und zum Erſatze der Ge— 
richtskoſten. 

Gründe: Auf Grund der Ausſagen der einvernommenen 
Zeugen mußte als erwieſen angenommen werden, daß von Seiten 
der Bahnorgane vor dem Anhalten des Zuges vor der Station D. 
kein Aviſo ertheilt wurde, daß der Zug auf der Strecke anhalten 
werde, daß während des Aufenthaltes des Zuges vor D. kein Ruf 
der Conducteure „Niemand ausſteigen“ wahrnehmbar war und daß 
unter den Reiſenden, zumal es vollſtändig finſter und die Waggon⸗ 
fenſter verfroren waren, die Anſchauung vorherrſchte, daß die Station 
D. bereits erreicht ſei. Ferner wurde durch die Zeugenausſagen auch 
beſtätigt, daß Katharina W. von mehreren Reiſenden, denen ihr Reife- 
ziel bekannt war, zum Ausſteigen ſogar aufgefordert wurde, daß bei 
deren Ausſteigen vom Bahnperſonale Niemand zu ſehen war und daß 
ſofort darauf auf der Seite, wo Katharina W. ausgeſtiegen war, ein 
Separathofzug mit aller Geſchwindigkeit vorbeifuhr. 

Bei dieſem Sachverhalte kann von einem Verſchulden der Ver— 
letzten nicht geſprochen werden, wohl aber liegt ein Verſchukden der 
Bahnverwaltung inſofern vor, als es nach den Ergebniſſen des Be— 
weisverfahrens unterlaſſen wurde, die Paſſagiere rechtzeitig von dem 
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Anhalten des Zuges auf der offenen Strecke vor D. zu aviſiren und 
insbeſondere rechtzeitig vor dem Ausſteigen zu warnen. Ein weiteres 
Verſchulden der Bahnverwaltung muß darin erblickt werden, daß, un⸗ 
geachtet mehrere Perſonen ausgeſtiegen waren und über den Ruf: 
„Einſteigen, der Hofzug kommt“ zu den Waggons zurückeilten und 
ſich beim Herannahen des mit einer Geſchwindigkeit von 40 bis 
50 Kilometer per Stunde fahrenden Hofzuges noch nicht im Waggon 
befanden, von Seiten der Bahnorgane kein Signal zum Anhalten 
oder langſameren Fahren des Hofzuges gegeben wurde. Es betrifft 
daher die geklagte Bahn in Betreff der Ereignung, durch welche 
Katharina W. verletzt wurde, die Schadenerſatzpflicht gemäß des Ge— 
ſetzes vom 5. März 1869, R.-G.⸗Bl. Nr. 27. 4 

Die zugeſprochenen Beträge von 8000 fl. an Schmerzensgeld 
und 5000 fl. an Difformationsentſchädigung erſcheinen vollkommen 
angemeſſen, wenn berückſichtigt wird, daß die lebensgefährlichen Ver— 
letzungen der Katharina W. nach Ausſage der Zeugen und Sad): 
verſtändigen durch viele Monate mit den heftigſten Schmerzen ver⸗ 
bunden waren und daß die Verehelichung der Verletzten nicht bloß 
wegen ihrer erlittenen Difformität, ſondern auch deßhalb ſehr erſchwert 
wird, weil ihre Schwangerſchaft und Entbindung in Folge der Ver⸗ 
letzung des linken Darmbeines lebensgefährlich werden kann. 

(Entſcheidung vom 12. October 1897, 3. 10.977.) 


(V.-Bl. für Eiſenbahnen und Schifffahrt.) 


Rücktritt des Miethers vom Beſtandvertrage wegen Abhaltung von 
Tanzunterhaltungen in dem unter der gemietheten Wohnung gelegenen 
Schanklocale (§§ 1117, 1096 a. b. G.⸗B. ). 

A., k. k. Evidenzgeometer, miethete im Vertrage vom 5. Auguſt 
1895 auf 5 Jahre eine Wohnung im erſten Stocke des dem B. ge— 
hörigen Hauſes. Dieſer übte in dem unter der Wohnung gelegenen 
Locale das Schankgewerbe aus. Die hölzerne Decke des ebenerdigen 
Raumes war ſo beſchaffen, daß man den Lärm aus der Wirthſchaft 
im erſten Stocke deutlich hören konnte. B. wollte im Schanklocale 
öffentliche Tanzunterhaltungen veranſtalten, ließ aber davon ab, da A. 
auf eine diesbezügliche Anfrage ſich widerſetzte und darauf hinwies, 
daß der Lärm von Tanz und Muſik ihm den ferneren ordentlichen 
Gebrauch der Wohnung unmöglich machen würde. Im Mörz 1897 
verpachtete B. das Schanklocal an einen Dritten. Dieſer veranſtaltete 
am 27. December 1897 trotz der Gegenvorſtellung des A. eine von 
4 Uhr Nachmittags bis 11 Uhr Nachts währende Tanzunterhaltung 
unter Intervention einer Muſikcapelle. Derartige Tanzunterhaltungen 
wiederholten ſich an allen Sonn- und Feiertagen des darauffolgenden 
Carnevals. A. hatte jedoch bereits am 31. December 1897 die ge⸗ 
mietheten Locale geräumt und klagte den B. auf Vertragsauflöſung. 

Das Bezirksgericht wies das Klagebegehren ab. Die Gründe 
beſagen im Weſentlichen: Entſcheidend iſt, einmal, ob die Tanzunter⸗ 
haltungen den ordentlichen Gebrauch der vom Kläger gemietheten 
Wohnung hindern, zweitens, ob dieſe Behinderung auf ein Verſchulden 
des Geklagten zurückzuführen ſei, endlich, ob fie dem Kläger das Recht 
gebe, die Vertragsauflöſung zu begehren. Die erſte Frage iſt mit der 
Einſchränkung zu bejahen, daß der ordentliche Gebrauch nur für jene 
Tages- und Nachtſtunden behindert wird, während welcher die Tanz— 
unterhaltungen ſtattfinden. Dagegen hindert der mit dem gewöhnlichen 
Betriebe der Wirthſchaft verbundene Lärm nach dem eigenen Geſtänd— 
niſſe des Klägers den Gebrauch der Wohnung nicht. — Die zweite 
Frage iſt zu verneinen. Denn die Veranſtaltung der Tanzunterhaltungen 
iſt nicht auf den Willen des Geklagten zurückzuführen, ſie erfolgte 
vielmehr durch die Wirthspächter. Der Geklagte hätte alſo die Ab— 
haltung derſelben nur mit Hilfe der Ortspolizei hindern können. 
Dieſe in Anſpruch zu nehmen, war in erſter Linie Sache des Klägers, 
dem die Veranſtaltung der Unterhaltungen läſtig fiel. — Die dritte 
Frage muß ebenfalls mit Nein beantwortet werden, weil der Beſtand— 
nehmer gemäß § 1117 a. b. G.⸗B. nur dann berechtigt iſt, vom Ver— 
trage zurückzutreten, wenn die beſtandene Sache zum ordentlichen 
Gebrauche untauglich wird, oder wenn ein beträchtlicher Theil des 


Vergleiche die Entſcheidungen vom 13. Juni 1872, Z. 3583, Glaſer⸗ 
Unger 4634. und vom 31. October 1865, Glaſer-Unger 2303. 


Beſtandſtückes — ſei es durch Zufall, ſei es durch Verſchulden des 
Beſtandgebers — auf lange Zeit dem Gebrauche entzogen oder un— 
brauchbar wird. 

Das Landesgericht gab der Klage ſtatt. 

Gründe: Die Thatſache, daß in dem unter der Wohnung 
des Klägers gelegenen Raume lärmende Tanzunterhaltungen unter 
Intervention einer Muſikcapelle veranftaltet wurden, die mehrere 
Stunden dauerten und ſich im Verlaufe von circa zwei Monaten 
durchſchnitllich alle vier Tage wiederholen ſollten, wurde vom Gerichts⸗ 
hofe ohneweiters als eine ſolche erachtet, die einen beträchtlichen Theil 
des Quartiers zum ordentlichen Gebrauche unfähig macht, um ſo 
mehr, als in dieſem Quartier, wie dem Geklagten bekannt war, nicht 
nur die Wohnung, ſondern auch die Kanzlei des Klägers ſich beſand. 
— Es iſt daher $ 1117 in Beziehung auf 8 1096 a. b. G.⸗B. 
anwendbar. Im Sinne der letzteren Geſetzesſtelle hatte der Geklagte 
dafür zu ſorgen, daß der Miethsmann nicht im vereinbarten Ge— 
brauche des gemietheten Quartiers geſtört werde. Wenn er dies unter- 
ließ und nicht minder, wenn eine diesbezügliche Vorſorge nicht in 
feiner Macht lag, fo muß er die Rechtsfolgen des $ 1117 a. b. G. -B. 
auf ſich nehmen. 

Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 1. September 
1898, 3. 9861, die Reviſion des Geklagten zurückgewieſen. 

Gründe: Das Urtheil des Berufungsgerichtes beruht auf 
keiner unrichtigen rechtlichen Beurtheilung der Sache ($ 503, Z. 4, 
C.⸗P.⸗O.). Das Gaſtlocal wurde zur Zeit, als dem Kläger das 
Quartier vermiethet wurde, in einer Weiſe benützt, die den ordent— 
lichen Gebrauch der Wohnung nicht hinderte. Der Kläger hat ſich, 
indem er die Wohnnng miethete, obwohl er von der Exiſtenz der 
darunter befindlichen Wirthſchaft Kenntniß hatte, nur jenen Un— 
bequemlichkeiten gefügt, die aus dem gewöhnlichen Betriebe eines der— 
artigen Locales ſich ergeben, er unterwarf ſich aber nicht jedem Wechſel 
im Betriebe, der über den Bereich eines gewöhnlichen Wirthsgewerbes 
hinausgreift. Gaſtlocale ſind nicht zur häufigen und regelmäßig ſich 
wiederholenden Abhaltung von Tanzunterhaltungen beſtimmt und es 
iſt klar, daß dieſe einen ganz anderen Lärm verurſachen, als die bloße 
Verabreichung von Speiſen und Getränken an die Gäſte. Gemäß 
§ 1096 a. b. G.⸗B. iſt der Vermiether dafür verantwortlich, daß der 
Miether im Genuſſe der gemietheten Wohnung nicht geſtört werde. 
Der Geklagte wußte von den erwähnten Tanzunterhaltungen. Trotz 
der Vorſtellungen von Seite des Klägers ließ er zu, daß dieſelben 
ſtattfanden. Dadurch hat er die dem Kläger verurſachte Störung ge— 
billigt. Wenn auch die Tanzunterhaltungen den Genuß der Wohnung 
nicht unausgeſetzt hindern konnten, ſo waren ſie doch durch ihre regel— 
mäßige Wiederholung geeignet, die ganze Beſtandſache und nicht bloß 
einen Theil derſelben durch längere Zeit zu jenem Zwecke untauglich 
zu machen, zu dem ein Quartier gemiethet wird. Der Kläger war 
daher berechtigt, vom Vertrage zurückzutreten. - = 


Literatur. 


Syſtem des Oeſterreichiſchen Gewerberechtes. Von Dr. Ferdinand 
Seltſam, Magiſtratsrath der Stadt Wien, Mitglied der ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Staatsprüfungs⸗Commiſſion an der k. k. Univerſität Wien 1899. Manz'ſche k. k. Hof: 
Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung. Preis fl. 1 20. 

Eine ſyſtematiſche und gleichzeitig auch kurze Bearbeitung jenes Complexes 
von Geſetzen, die man unter der Bezeichnung Gewerberecht zuſammenfaſſen kann, 
entſpricht einem thatſächlich vorliegenden Bedürfniſſe. Wer nicht die Zeit findet, die 
umfangreichen Werke über den Gegenſtand zu ſtudiren, ift heute nicht leicht in der 
Lage, die zahlreichen Geſetze mit ihren Nachträgen und Novellen in ihrer Zuſammen⸗ 
gehörigkeit und gegenſeitigen Abhängigkeit zu erfaſſen. Und doch gibt es kaum ein 
Gebiet, das für ein richtiges Verſtändniß der anſcheinend loſe aneinander gereihten 
Geſetze eine ſyſtematiſche Zuſammenfaſſung ſo ſehr erfordert, wie gerade das 
Gewerberecht. Wir begrüßen daher die vorliegende Publication, welche ausgehend 
von der Erfahrung, wie fie die Verwaltungspraxis in einem wirthſchaftlich hoch 
entwickelten Gemeinweſen bietet, unbeirrt von den Strömungen des Tages den 
Gegenſtand in knapper Form behandelt und ſind überzeugt, daß ſie beitragen wird 
zum Verſtändniß eines der ſchwierigſten Gebiete der wirthſchaftlichen Verwaltung. 

Der Verfaſſer theilt den Stoff in zwei Theile; der erſte allgemeine, theoreti⸗ 
ſche Theil behandelt als reine Syftematik die Grundſätze des Gewerberechtes in 
ſeinen einzelnen Theilen. Die Gliederung des Stoffes geht aus von dem Begriffe 
des Gewerbes in objectivem und ſubjectivem Sinne und erörtert Umfang, Gruppirung 
und Conſtruirung der Gewerbe, ſtets unter ſcharfer Trennung der Unternehmung 
vom Gewerbe. Daran ſchließen ſich die Ausführungen über Betriebsort, ſowie jene 
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über das gewerbliche Hilfsperſonale, die Fürſorge bei Erkrankung und Verunglückung 
der Gehilfen, die Verwaltung der Gewerbe und die gewerblichen Genoſſenſchaften. 

Es iſt uns nicht möglich, auf den Inhalt des theoretiſchen Theiles hier 
näher einzugehen, wir wollen daher nur wenige Punkte die uns beſonders beachtens⸗ 
werth erſcheinen, hier erwähnen; es ſind dies die Ausführungen über die gewerb⸗ 
lichen Hilfsarbeiter in ihrer Eigenſchaft als Unternehmer, weiters die ſtrenge 
Trennung zwiſchen Unternehmer und Gewerbeinhaber. In der Aufrechterhaltung 
dieſer Trennung, der in den zahlreichen Bethätigungen wirthſchaftlichen Erwerbes 
ohne Gewerbe eine nicht zu überſehende Schwierigkeit erwächſt, mag auch der Grund 
liegen, daß der Verſaſſer in einer Anmerkung auf Seite 24 die Arbeiterverſicherung 
ohne rechtlichen Beſtand eines Gewerbes als eine zwar wohlwollende, aber nicht 
zu rechtfertigende Praxis bezeichnet. Dieſe Anſchauung entſpricht gewiß dem Geſetze, 
würde aber in ſtrenger Handhabung dazu führen, daß ſich die Arbeiter einer ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Beſchäftigung vor ihrem Eintritt in eine Arbeit überzeugen 
müßten, ob der Unternehmer ein Gewerbeinhaber im Sinne des Geſetzes iſt oder 
nicht. Hier ſcheint uns die Entwicklung, wohl dahin zu gehen, daß die Art der 
Beſchäftigung ohne Rückſicht auf den rechtlichen Beſtand eines Gewerbes das aus⸗ 
ſchlaggebende Merkmal wird. Aufgefallen iſt uns auch, daß der Verfaſſer — Seite 33 — 
der Concentration des Ruhetages keine ſociale Bedeutung zugeſtehen will. 

In der Frage der Cartelle Seite 19 — trägt der Verfaſſer einer heute 
mehrfach geltend gemachten einſeitigen Anſchauung Rechnung, indem er davon ſpricht, 
daß „der moraliſche Inſtinkt“ ſich gegen die Cartelle ausſpricht. Der Verfaſſer 
dürfte es kaum vertreten wollen, daß eine ſchrankenloſe ſich jeder Mittel bedienende 
Concurrenz mit allen ihren Folgen für Unternehmer und Arbeiter moraliſch iſt. 
Verfolgen die Beſchränkungen, welche die neuere Geſetzgebung für die Gewerbe ſchafft, 
nicht auch den Zweck, der unlauteren Concurrenz entgegenzutreten und dem Gewerbe 
einen bürgerlichen Gewinn zu ſichern? So lange es kein Mittel gibt, ohne Organi⸗ 
ſation der ruimöfen Concurrenz und ihren Folgen zu ſteuern, wird man die 
Cartelle nicht einſeitig verurtheilen dürfen. 

Der zweite Theil „Die Oeſterreichiſchen Gewerbegeſetze“ bietet einen guten 
Ueberblick über den geſammten Complex der einſchlägigen Geſetze. Die Anordnung 
des Stoffes iſt diefelbe wie im erſten Theil. Es werden ſämmtliche Beſtimmungen, 
welche die Gewerbe ſelbſt, die Hilfsarbeiter, die Verwaltung der Gewerbe und das 
Verfahren betreffen, in kurzen Zügen und klarer Darſtellung zuſammengefaßt. Es 
dient daher der zweite Theil zur raſchen Orientirung über den wichtigſten Inhalt 
ſämmtlicher ausſchlaggebender Geſetze. 

Mag man auch mit einzelnen Ausführungen des Verfaſſers nicht ganz ein⸗ 
verſtanden ſein, ſo wird man doch der vorliegenden Arbeit ihren Werth voll zu— 


erkennen müſſen. Dr. Moriz Caspaar 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Dr. Robert 
Meyer den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 

Se. Majeſtät haben die mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Oberfinanzräthe und Finanz⸗Directoren in Klagenfurt, beziehungsweiſe 
in Troppau, Dr. Rudolf Ritter Schwabe von Waiſenfreund und Guſtav 
Rahn, zu Hofräthen ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberrechnungsrath der Finanz Direction in 
Czernowitz Leopold Leifer zum Rechnungsdirector bei der Statthalterei in Prag 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär im Handelsminiſterium 
Hermann Pattay zum Poſtdirector in Zara ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe der Finanz⸗Procuratur in Innsbruck 
Dr. Guſtav Pölt den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Se. Majeftät haben die Staatshauptcaſſe-Controlore Adolf Graeven zum 
Director der Staatsſchuldencaſſe, Friedrich Bolberitz zum Director des Mini- 
ſterial⸗Zahlamtes und kaiſerlichen Rath Ferdinand Stepanek zum Director der 
Staatscentralcaſſe ernannt. 


Erledigungen. 


Eine Stelle in der VIII. Rangsclaſſe beim niederöſterreichiſchen Landes⸗ 
Eiſenbahnamte. Geſuche bis 6. Mai 1899 an den niederöſterreichiſchen Landes⸗ 
Ausſchuß. (Amtsblatt Nr. 92.) 

1 Ober-Bezirksarztes ſtelle in der VIII. Nangsclaſſe, eventuell Sani⸗ 
tätsconcipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe in Oberöſterreich bis 10. Mai 1899. 
(Amtsblatt Nr. 97.) 

Mehrere Zolloberamts-Controlorſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, 
eventuell mehrere Zolloberamts⸗Official- oder Zollamts⸗Caſſierſtellen 
in der IX., eventuell mehrere Zollamts⸗Official ſtellen in der X., ſowie mehrere 
Zollamts⸗Afſfiſtenten ſtellen in der XI. Rangsclaſſe und mehrere Zollamts⸗ 
Praktikantenſtellen beim Hauptzollamte in Wien bis 20. Mai 1899. (Amts⸗ 
blatt Nr. 92.) N 

1 Regierungsofficials-, eventuell Bezirksſecretärs ſtelle in der X. 
oder 1 Regierungskanzliſten ſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei den politiſchen 
Behörden in Krain bis 21. Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 97.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 47 und 18. der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898, ferner cine 
Beilage der Firma Armando Schneider in Oporto (Portugal). 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


